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Einleitung 

I. Die Reform des internationalen Privatrechts 

Internationales Deliktsrecht und internationales Sachenrecht sind bis auf die 
lapidare Bestimmung des Art.38 EGBGB, wonach gegen einen Deutschen aus 
einer im Ausland begangenen unerlaubten Handlung keine weitergehenden An-
sprüche abgeleitet werden können, als bereits nach deutschem Recht begründet 
sind, bisher nicht kodifiziert und auch von der Reform des internationalen Pri-
vatrechts unangestastet geblieben. Die Einbeziehung einer Neuregelung des 
Deliktsstatuts und des internationalen Sachenrechts sind noch geplant. 1 Sowohl 
das internationale Schuldrecht als auch das internationale Sachenrecht sind vom 
deutschen Rat für IPR beraten. Der in der Literatur veröffentlichte Referenten-
entwurf ist jedoch nie offiziell freigegeben worden.3 

Die I. Kommission des deutschen Rates für IPR hatte die Fragen des Nachbar-
rechts und des Immissionsschutzes mit Rücksicht auf deren engen Zusammen-
hang mit dem internationalen Deliktsrecht, das von der 11. Kommission erörtert 
wurde, aus ihrer Diskussion ausgeklammert. In der 11. Kommission wurde die 
Anknüpfung von Immissionen und Grenzdelikten auf der Grundlage eines 
Gutachtens von Sturm4 erörtert, und für sachenrechtliche und deliktsrechtliche 
Ansprüche einheitlich die Anknüpfung an das dem Geschädigten günstigere 
Recht vorgeschlagen.5 Die endgültige Klärung der Anknüpfung sollte jedoch der 
Rechtsprechung überlassen werden. Umstritten blieb vor allem die Frage, wie 
sich die Rechtmäßigkeit einer Umweltbeeinträchtigung nach dem Recht des 
Landes, von dem sie ausgeht, auf Abwehr- und Schadensersatzansprüche im 
Nachbarstaat auswirken sollte.6 

1 Pirrung, Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Internationalen Privat-
rechts, IPRax 1983,201-208; Kreuzer in Henrich (Hrsg.), Vorschläge und Gutachten zur Reform 
des internationalen Sachen- und Immaterialgüterrechts, S.38-166. 

2 Abgedruckt bei Kropholler, IPR S.540-542. 

3 Vgl. v.Bar, IPR 11 Rz.650. 

4 Sturm, Immissionen und Grenzdelikte, in: v. Caemmerer, Vorschläge und Gutachten zur 
Reform des internationalen Privatrechts der außervertraglichen Schuldverhältnisse, S.338-360. 

5 Sturm (Fn.4) S.360; v. Caemmerer, Begründung des Entwurfs, (Fn.4) S.1-28 (22). 

6 Siehe hierzu den Vorschlag Sturms, die Rechtswidrigkeits- und Schuldfrage im Wege der 
Sonderanknüpfung allein nach dem Recht des Ursprungsstaates zu beurteilen (Fn.4) S.360; v. 
Caemmerer (Fn.4) S.23. 

2 Wolf 
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National ist das Umwelthaftungsrecht durch die Überlagerung der zivilrecht-
lichen Haftungsfrage von öffentlich-rechtlichen Aufsichtsnormen gekennzeich-
net.7 Die Frage, wie sich diese Überlagerung bei grenzüberschreitenden Um-
weltbeeinträchtigungen auswirken soll, ist nicht gelöst. 

11. Die Fragestellung 

Das Spannungsverhältnis zwischen öffentlichem und privatem Umweltrecht 
im internationalen Sachverhalt läßt sich anband des folgenden aktuellen Bei-
spielsfalles illustrieren. 

1. Grenzüberschreitende Umweltbelastungen im Straßburg / Kehler Becken 

Die französische Gesellschaft STRACEL S.A. betreibt seit 1936 im nördli-
chen Industriegebiet des "Autonomen Hafens Straßburg" eine genehmigte 
Papierfabrik. Bei der Papierbleiche, die besonders seit der Erweiterungsgeneh-
migung vom Oktober 1990 in großem Umfang möglich ist, und bei der Abfall-
verbrennung werden in größeren Mengen Chlor, Schwefelsäure und Schwefel-
oxid frei, die in die Atmosphäre abgegeben werden oder durch die Abwasser-
ableitung in den Rhein gelangen. Die Stoffe verursachen Ätzungen der Atem-
wege. Die Anlage wird in Einklang mit der französischen Betriebs- und Erwei-
terungsgenehmigung betrieben, hält aber weder deutsche Emissionsstandards 
noch die Anforderungen der Richtlinie 84/360/EWG zur Bekämpfung der 
Luftverunreinigung durch Industrieanlagen8 ein. Die Winde im Kehl / Straß-
burger Becken kommen hauptsächlich aus südwestlicher Richtung. Auf der 
deutschen Seite des Rheines in etwa einem Kilometer Entfernung liegt das 
Villengebiet Kehl / Kronenhof. Der Stadtkern von Kehlliegt in der Hauptwind-
richtung in einer Entfernung von fünf Kilometern zu der Anlage. Von den 
Emissionen der Anlage sind daher hauptsächlich die Anlieger auf der deutschen 
Seite des Rheines betroffen.9 Im Raum Kehl sind gegenüber dem Bundesdurch-
schnitt erhöhte Werte bei der Krebssterblichkeit und bei der Sterblichkeit an 

7 Kloepfer. Umweltrecht, S. 16,22,27; Peters. Grundzüge des Umweltplanungsrechts, DÖV 
1988, 56; kritisch Hoppe / Beckmann, Umweltrecht, S. 23: Es gibt keine allgemein anerkannte 
Definition des Begriffes; Umweltrecht ist die Summe der Rechtssätze, die der Umwelt zu dienen 
bestimmt sind; Rehbinder, Umweltrecht, Rechtsvergleichendes Generalreferat RabelsZ 40 (1976) 
363 (365). 

8 AbI L 188 v. 16.7.1984 S.20. 

9 Die Daten sind der Klage der Stadt Kehl und des Ortenaukreises vor dem Verwaltungs-
gericht Straßburg gegen den französischen Staat vom 11.12.1991 entnommen. 
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plötzlichem Kindstod sowie eine erhöhte Mißbildungsrate bei Neugeborenen 
festgestellt worden. 10 

Kann sich nun die französische Gesellschaft gegenüber einer Schadensersatz-
oder Unterlassungsklage der auf der deutschen Seite betroffenen Anlieger mit 
der Begründung verteidigen, der Anlagenbetrieb sei nach französischem Recht 
rechtmäßig und sie sei daher keinerlei Ansprüchen ausgesetzt, da die Anlage 
im Einklang mit der in der französischen Genehmigung festgesetzten Bedin-
gungen betrieben werde? 

2. Die klassische Lösung nach dem Territorialitätsgrundsatz 

Die Frage fUhrt in ein "immer noch nicht bereinigtes Dickicht von IPR, IÖR 
und Völkerrecht."11 Dem internationalen Privatrecht wird die Frage der sachge-
rechten Anknüpfung der Schadensersatz- und Unterlassungsansprüche der 
Betroffenen, dem internationalen öffentlichen Recht der Anwendungsbereich der 
hoheitlichen Genehmigung und ihrer Folgen zugerechnet. 12 Das Völkerrecht 
schließlich beschäftigt sich mit dem Ziel, die umweltbezogenen Verantwortlich-
keiten der Staaten im Hinblick auf einen wirksamen Umweltschutz sicherzustel-
len, mit dem Ausgleich der staatlichen Nutzungsinteressen auf der französischen 
und der staatlichen Schutzinteressen auf der deutschen Seite. 13 Die strikte An-
wendung der in diesen Rechtsgebieten festgelegten Grundsätze fUhrt im inter-
nationalen Umwelthaftungsrecht zu einem paradoxen Ergebnis. Klagen die 
betroffenen Anlieger auf der deutschen Seite vor deutschen Gerichten 14 gegen 
die französische Firma STRACEL auf Unterlassung der Beeinträchtigung, so 
wird auf ihre Klagen das dem Anspruch günstigere Recht angewandt. Die 

10 Vgl. die Strafanzeige des umweltrnedizinischen Arbeitskreises Ortenauer Ärztinnen und 
Ärzte und der Ärzteinitiative Kehl vom 12.11.1992 gegen den Ortenaukreis. 

11 Hager, Zur Berücksichtigung öffentlich-rechtlicher Genehmigungen bei Streitigkeiten wegen 
grenzüberschreitender Immissionen, RabelsZ 53 (1989) 293-319 (302). 

12 Schulze, Das öffentliche Recht im IPR; Vogel, Der räumliche Anwendungsbereich der 
Verwaltungsrechtsnorm, S.23 7,313; Siehr, Normen mit eigener Bestimmung ihres räumlich-
persönlichen Anwendungsbereichs im Kollisionsrecht der Bundesrepublik Deutschland, RabelsZ 46 
(1982) 357-383 (229). 

13 Rauschnig, Umweltschutz als Problem des Völkerrechts, Europa-Archiv 16 (1972) 567-580 
(568); RandelzhoJer / Simma, Das Kernkraftwerk an der Staatsgrenze, FS Berber 389-431 (390); 
Lagoni, Umweltvölkerrecht, in Thieme, Umweltschutz im Recht, S. 233-250 (239). 

14 Die internationale Zuständigkeit rur den Unterlassungsanspruch ergibt sich aus § 24 ZPO 
(Anknüpfung an die Lage des beeinträchtigten Grundstückes), LG Waldshut-Tiengen v.! 1.2.1982, 
UPR 1983, 14; LG Traunstein und OLG München IPRspr 1976, Nr.29 a und b; rur den delikti-
schen Anspruch ergibt sie sich aus § 32 ZPO bzw. im Verhältnis zu Frankreich aus Art.5 Nr.3 
EuGVÜ (auf Grund des doppelten Tatortes als deliktischer Wahlgerichtsstand); EuGH v.30.6.1976 
Rs 21/6 Sig 1976, 1735=NJW 1977,493. 
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